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Antwort der Bundesregierung 

auf die Große Anfrage der Abgeordneten Majonica, Dr. Marx 
(Kaiserslautern), Kiep, Baron von Wrangel 
und der Fraktion der CDU/CSU zur Außenpolitik 
— Drucksache V/2978 — 


Frage 1 

Kann die Bundesregierung die ständig wieder- 
kehrenden Behauptungen widerlegen, ihre an- 
gebliche Unbeweglichkeit verhindere Fort- 
schritte zu einer Befriedung Mitteleuropas? 
Welche Maßnahmen und Schritte hat die Bun- 
desregierung unternommen, um ihre Friedens- 
politik in der ganzen Welt glaubwürdig darzu- 
legen? Ist es der Bundesregierung gelungen, in 
weiten Teilen der Welt, insbesondere unter den 
Verbündeten und europäischen Nachbarn Un- 
terstützung für diese Politik zu finden? 

Antwort 

Die Behauptung, die „Unbeweglichkeit" der Bun- 
desregierung behindere Fortschritte zur Befriedung 
Mitteleuropas, ist ein fester Bestandteil der Polemik, 
die insbesondere aus Ostberlin gegen die Politik 
der Bundesregierung gerichtet wird. Diese Polemik, 
der wir auch von seiten der Sowjetunion ausgesetzt 
sind, zielt darauf ab, die Bundesrepublik zu ver- 
dächtigen und zu isolieren. 

Eine unbewegliche Politik führt nicht, wer die 
Sicherung des Friedens zur Leitlinie seines Handelns 
gemacüt hat, um verbesserte Beziehungen zu seinen 
östlichen Nachbarn bemüht ist, zahlreiche Vorschläge 
zur innerdeutschen Entkrampfung unterbreitet hat, 
an Vorschlägen zur Rüstungsbegrenzung konstruk- 
tiv mitarbeitet und eine europäische Friedenjsord- 
nung vorbereiten hilft. 

Eine unbewegliche Politik führt, wer dies alles 
nicht zur Kenntnis nimmt und auf Positionen ver- 
harrt, die den Weg zur Entspannung in Mitteleuropa 
versperren. 

Die Große Koalition hat in ihrer grundlegenden 
Regierungserklärung vom 13, Dezember 1966 die 
Richtlinien für die deutsche Friedenspolitik festge- 
legt. Sie hat in den vergangenen anderthalb Jahren 
konsequent dargelegt, daß sie bereit ist, an einem 
friedlichen Ausgleich in Europa mitzuwirken. 

Seitdem hat diese Regierung in vielen Verlaut- 
barungen auf der nationalen, der zwischenstaatlichen 
und der multilateralen Ebene, in diplomatischen No- 
ten und Memoranden, in zahlreichen Einzelgesprä- 
chen mit Staatsmännern aus der ganzen Welt, in In- 
terviews und Gesprächen ihren Willen artikuliert, 
eine umfassende Politik der Entspannung und des 


Ausgleichs zur obersten Richtschnur ihres gesamten 
politischen Handelns zu machen. 

Die Bundesregierung hat es bei diesen Darlegun- 
gen nicht bewenden lassen. Sie hat. gerade gegen- 
über der Sowjetunion und ihren Verbündeten das 
konkrete und umfassende Angebot der Verständi- 
gung und des Ausgleichs gemacht und hält dieses 
Angebot aufrecht, ohne daran eine andere Bedin- 
gung als die der Bereitschaft zu ehrlicher Zusam- 
menarbeit zu knüpfen. Deutlicher konnte wohl keine 
deutsche Regierung ihren Willen zum Ausgleich un- 
ter den konkreten Beweis des Handelns stellen. 

Welche Unterstützung hat nun unsere Friedens- 
und Entspannungspolitik dn der Welt gefunden? 
Hierzu ist zu sagen: 

a) Unsere Partner in den europäischen Gemein- 
schaften, unsere Verbündeten in der atlantischen 
Allianz, aber auch die Regierungen derjenigen 
Länder, die mit uns in anderen europäischen 
und internationalen Organisationen Zusammen- 
arbeiten, begrüßen und unterstützen unsere Poli- 
tik. Mehrere dieser Regierungen haben darüber 
hinaus von sich aus angeboten, unsere Politik 
in den osteuropäischen Ländern zu erläutern, und 
haben dies getan. In einer Reihe von Fällen hat 
diese — gewissermaßen treuhänderische — Dar- 
legung unserer Haltung und unserer Ziele durch 
verbündete und befreundete Staatsmänner zwei- 
fellos dazu beigetragen, Mißverständnisse, Irr- 
tümer oder Zweifel abzubauen. Die Bundesregie- 
rung ist für diese Hilfe von Verbündeten und 
Freunden sehr dankbar. 

b) Bei den neutralen oder nichtgebundenen Län- 
dern außerhalb Europas ist unsere Friedenspolitik 
durchweg mit großem Verständnis und Interesse 
aufgenommen worden. Der Bundeskanzler und 
der Bundesaußenminister haben auf ihren Rei- 
sen nach Südostasien, nach Japan und durch die 
Botschafter-Konferenzen dn Asien und Afrika ein 
ermutigendes Bild von der Wirkung unserer 
Friedenspolitik gewonnen. Wir haben feststel- 
len können, daß die meisten Regierungen in die- 
sen Teilen der Welt es mit Befriedigung zur 
Kenntnis genommen haben, daß die Politik die- 
ser Bundesregierung die Entspannung des Ost- 
West-Gegensatzes — der ja weit über Europa 
hinaus wirkt — nicht etwa blockiert, sondern die 
Entspannung aktiv fördert. Man weiß heute 
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auch außerhalb Europas, wer die Politik der Ent- 
spannung und des Ausgleichs in Europa zu blok- 
kieren sucht. Die Position des „Alles oder Nichts" 
der Regierung in Ostberlin wird sich auch in der 
„Dritten Welt" auf die Dauer nicht auszahlen. 

c) In Osteuropa ist die Wirkung unserer Friedens- 
und Entspannungspolitik schwerer faßbar. Hier 
sind die tatsächlichen Wirkungen immer noch 
verzerrt und überlagert durch unablässige, ge- 
zielte Polemik und propagandistische Diffamie- 
rung. Doch ist cs hier notwendig, zu ditleren- 
zieren: Einerseits werden unsere Vorschläge 
nach einer anfänglichen Phase des zögernden 
Abwartens in Moskau und leider auch in War- 
schau — von Ostberlin ganz zu schweigen — 
noch immer nicht in ihrer Tragweite anerkannt; 
sondern man versucht, diese Vorschläge syste- 
matisch zu durchkreuzen. 

Auf der anderen Seite ist in Gesprächen mit ost- 
und südosteuropäischen Politikern ein wachsen- 
des Maß an differenzierter Betrachtung und reali- 
stischer Einschätzung unserer Bemühungen fest- 
zustellen. Nach den gewonnenen Erfahrungen 
können wir davon ausgehen, daß die Wirksam- 
keit unserer Politik in Ost- und Südosteuropa 
nicht so sehr eine Frage ihrer Glaubwürdigkeit, 
sondern viel mehr des Spielraums ist, den einige 
Länder im Rahmen der für sie notwendigen Soli- 
darität innerhalb des Warschauer Paktes haben 
— oder eben nicht haben. 


Frage 2 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß in wachsendem Maße von Teilen der 
westlichen Welt die militärische Stärke der 
UdSSR bestritten oder bagatellisiert wird? Teilt 
sie die Auffassung, daß eine sachgerechte Un- 
terrichtung über die politischen und militäri- 
schen Verhältnisse in Ost- und Mittel europa 
besondere Förderung verdient? 


Antwort 

Eine angemessene Antwort auf diese Frage macht 
es nötig, eine wesentliche Unterscheidung zu treffen 
zwischen der Beurteilung der militärischen Stärke 
der Sowjetunion 

— durch die Regierungen der westlichen Welt, d. h. 
hier praktisch derjenigen Regierungen, die der 
Atlantischen Allianz angehören einerseits, und 

— durch die Öffentlichkeit, d, h. Organe und Institu- 
tionen der Meinungsbildung, die unabhängig von 
den Regierungen tätig sind, andererseits. 

In der Öffentlichkeit wird oft der Eindruck ver- 
mittelt, eine militärische Bedrohung durch die So- 
wjetunion sei kaum noch gegeben. Die Regierungen 
wissen demgegenüber, daß die potentielle Bedro- 
hung durch die starken militärischen Machtmittcd 
der Sowjetunion in den letzten Jahren nicht abge- 
nommen, sondern noch zugenommen hat. 


Auf der anderen Seite sind sich diese Regierun- 
gen darin einig, daß die Abschreckung auch auf 
westlicher Seite wirksam gehalten werden muß. 

Ebenso besteht weitgehende Übereinstimmung 
bei den Regierungen — hier wohl auch mit der 
öffentlichen Meinung im Westen — , daß wir davon 
ausgehen können, auch die Sowjetunion suche keine 
sie selbst engagierende gewaltsame Auseinanderset- 
zung; und dies weder in Europa noch in einem an- 
deren Teil der Welt. 

Die Bundesregierung hält es in Übereinstimmung 
mit ihren Partnern für unzweifelhaft, daß der Ab- 
schreckungsfaktor so wirksam gemacht und geblie- 
ben ist, um voraussetzen zu können, daß — bei sei- 
ner Bewahrung — die Gefahr eines bewaffneten 
Konflikts unwahrscheinlich geworden ist. 

Eine sachgerechte Unterrichtung über die militä- 
rischen Verhältnisse in Europa, wie sie in der Gro- 
ßen Anfrage angesprochen wird, hält auch die Bun- 
desregierung für wünschenswert. Sie rechnet aber 
auf das Verständnis dieses Hohen Hauses datür, 
daß eine solche Unterrichtung öffentlich nur in einej- 
allgemeinen Form möglich ist. Diese Begrenzung 
liegt in der Materie selbst, solange man in Europa 
noch nicht zu Vereinbarungen über eine beidersei- 
tige Rüstungskontrolle und Rüstungsbegrenzung ge- 
langt ist. 

Was die Information über die politischen Verhält- 
nisse in Ost- und Mitteleuropa angeht, so gilt ge- 
wiß nicht das gleiche. Die Bundesregierung legt je- 
doch Wert auf die Feststellung, daß sie diese politi- 
schen Entv/icklungen strikt als innere Angelegen- 
heit dieser Länder betrachtet, sich jeder Einmischung 
enthält und von der Zuordnung zu den bestehenden 
Systemen der militärischen und wirtschaftlichen Zu- 
sammenarbeit ausgeht. 

Wenn sachgerechte Information bedeutet, daß .sie 
weder unter- noch übertreibt, sondern ausgewogen 
ist, d. h. eben der Sache gerecht wird, so wird diesem 
Maßstab bei uns sowohl die amtliche wie die nicht- 
amtliche Berichterstattung gerade über die erwähn- 
ten politischen Entwicklungen zu einem hohen Grad 
gerecht. Die Bundesregierung begrüßt dies, teilt aber 
die Auffassung, daß sachgerechte Unterrichtung über 
die politischen Verhältnisse in Mittel-, Ost- und Süd- 
osteuropa jede Förderung verdient. 

Sie fügt den Wunsch hinzu, daß auch eine sach- 
gerechte Unterrichtung in diesen Ländern über die 
politischen Verhältnisse in beiden Teilen Deutsch- 
lands allmählich Boden gewinnen möge. 


Frage 3 

Hat sich nach Auffassung der Bundesregierung 
die sowjetische Politik gegenüber Deutschland 
geändert? Wie reagiert die Sowjetunion auf die 
deutschen Entspannungsbemühungen (z. B. Aus- 
tausch von Gewaltsverzichtserklärungen)? Wie 
stellt sich die Sowjetunion zu der Tatsache, daß 
die Bundesrepublik sich nicht in die inneren 
Verhältnisse der Staaten des sozialistischen 
Lagers einmischt und deren besondere Bezie- 
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hungen zur Sowjetunion respektiert? Welche 
außen-, sicherheits- und wirtschaftspolitischen 
Konsequenzen sind aus der gegenwärtigen 
sowjetischen Politik zu ziehen? 

y\ n t w o r t 

Die Grundposition der sowjetischen Politik gegen- 
über Deutschland als Ganzem und gegenüber der 
Bundesrepublik hat sich leider nicht geändert. 

Zunächst reagierte die sowjetische Politik gegen- 
über der Entspannungspolitik dieser Regierung 
durch zögerndes Abwarten. Im Laute des vergange- 
nen Jahres hat sich das politische Verhalten der so- 
wjetischen Führung gegenüber dieser Regierung zu- 
nehmend verhärtet. Die Intensität der sowjetischen 
Anschuldigungen gegenüber der Politik der Bun- 
desregierung muß den Eindruck erwecken, daß die 
Regierung der Sowjetunion gegenwärtig nicht an 
einer Verbesserung der Beziehungen interessiert 
ist, sondern daß sie die Bundesrepublik Deutsch- 
land, insbesondere ihre Regierung, möglichst in 
einen dauernden Anklagezustand zu versetzen be- 
strebt ist. 

Diese Haltung hängt unmittelbar mit unserer kon- 
struktiven Deutschland- und Ostpolitik zusammen. 
Gerade diese Politik des Ausgleichs und der Ent- 
spannung hat der Kreml mit dem Vorwurf beant- 
wortet, die Bundesregierung ziele mit ihrer Politik 
auf Spaltungen oder auf die Ausnutzung von Mei- 
nungsverschiedenheiten im Macht- und Einflußbe- 
reich der Sowjetunion. 

Dieser Vorwurf kann die Bundesregierung nicht 
treffen. Er ist nachweisbar falsch. Er wird dennoch 
weiterhin erhoben, um vor der angeblichen „deut- 
schen Gefahr" warnen zu können. Die Regierung 
der Sowjetunion nimmt es der Bundesregierung 
offenbar besonders übel, daß sie mit ihrer Haltung 
und mit ihrer konkreten Entspannungspolitik die 
Chimäre der „deutschen Gefahr", den Popanz der 
„imperialistischen, revanchistischen und neofaschi- 
stischen herrschenden Kreise" als Erzeugnisse der 
Propaganda entlarvt. 

Nichts scheint den Urhebern dieser Propaganda 
weniger ins Konzept zu passen als die zunehmende 
Erkenntnis unserer Nachbarvölker, daß man es' in 
diesem Teil Deutschlands mit einem Land und einer 
Regierung zu tun hat, die kein anderes Ziel als das 
der friedlichen, fruchtbaren Zusammenarbeit mit an- 
deren Völkern verfolgen und eine Ordnung des ge- 
rechten, gesicherten Friedens für alle Teile Europas 
herbeizuführen helfen wollen. 

Dies will man in Moskau und in Ostberlin noch 
immer nicht wahrhaben, nicht als Grundlage für 
einen neuen Anfang im Verhältnis zu uns akzep- 
tieren. Man fährt fort uns zu unterstellen, unsere 
Politik ziele auf nichts anderes als auf die Spren- 
gung des sogenannten sozialistischen Lagers. Die 
Wirklichkeit liefert den Gegenbeweis. 

Unsere Beziehungen zu Rumänien entwickeln sich 
beispi(Jsweise zui’ Zufriedenheit beider Staaten. 
Weder die Herstellung diplomatischer Beziehungen 
zwischen Bonn und Bukarest noch deren Ausbau 


seither haben irgendein Element der Spaltung ent- 
halten oder erzeugt, die besondere Stellung und 
i Politik Rumäniens innerhalb des östlichen Bündnis- 
ses hatte sich lange Zeit vor der Anbahnung diplo- 
matischer Beziehungen zur Bundesrepublik heraus- 
gebildet. Die Herstellung normaler Beziehungen zu 
uns hat die Stellung Rumäniens im Kreise seiner 
Verbündeten nicht beeinflußt. 

Das gleiche gilt für die im Sommer vorigen Jah- 
res vereinbarte Herstellung amtlicher Beziehungen 
zur Tschechoslowakischen Republik. — Das Verhält- 
nis der Länder des sogenannten sozialistischen La- 
gers zueinander wird in der Tat von anderen Fak- 
toren bestimmt. 

Die Bundesregierung ist überdies nicht so töricht 
zu glauben, sie könne wesentliche Interessen der 
Sowjetunion und der ost- und südosteuropäischen 
Länder ignorieren. Wir würden mit dem Versuch 
einer solchen Politik unseren eigenen, richtig ver- 
standenen Interessen zuwiderhandeln. 

Das Interesse der Bundesrepublik an einer wach- 
senden Zusammenarbeit mit der Sowjetunion eben- 
so wie mit unseren unmittelbaren und mitttelbaren 
Nachbarn in Ost- und Südosteuropa entspricht nach 
unserer Überzeugung auch deren eigenen Inter- 
essen. 

Die Bundesregierung wird daher weiterhin alle 
möglichen Anstrengungen unternehmen, um die 
Regierung der Sowjetunion und ihre Verbündeten 
von der Ernsthaftigkeit unseres festen Willens zu 
überzeugen, den Frieden in Europa zu sichern, Inter- 
essen, wo sie sich widerstreiten, einem konstruk- 
tiven Ausgleich zuzuführen, und Interessen, wo sie 
in die gleiche Richtung gehen, in fruchtbarer Zusam- 
menarbeit zur Wirkung zu bringen. 

Wir haben der Sowjetunion im Sommer vergan- 
genen Jahres einen Katalog von Vorschlägen für 
Gespräche über die Verbesserung der bilateralen 
Beziehungen wie über grundsätzliche Fragen, die 
einer Lösung bedürfen, unterbreitet. Die sowjetische 
Regierung hat unseren darin enthaltenen Gedanken, 
durch gegenseitige Regelungen mit ihr und den 
anderen östlichen Nachbarn Deutschlands die An- 
wendung von Gewalt und die Drohung mit ihr als 
Mittel zur Lösung strittiger Fragen verbindlich aus- 
zuschließen, aufgegriffen. Ein Meinungsaustausch 
mit der sowjetischen Regierung ist hierüber seit 
dem späten Herbst des vergangenen Jahres im 
Gange. Im Laufe dieses Meinungsaustausches haben 
wir, wie dem Hohen Hause bekannt ist, unsere 
Bereitschaft bestätigt, eine entsprechende Regelung 
über den gegenseitigen Gewaltverzicht auch gegen- 
über dem anderen Teil Deutschlands anzustreben. 

Die Bundesregierung hat der Regierung der 
UdSSR am 9. April d. J. eine umfassende Darstel- 
lung ihrer Auffassungen übermittelt. Es gibt dazu 
bisher keine offizielle sowjetische Stellungnahme. 
In der sowjetischen Presse wurden Teilaspekte 
unserer Vorstellungen in wenig ermutigender 
Weise behandelt, jedoch möchte die Bundesregie- 
rung dazu urn so wenige^r Stellung nehmen, als 
diese Kommentare die Tragweite unserer Vor- 
schläge nicht berücksichtigt haben. 
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Vereinbarungen über Gewaltverzicht bedeuten 
nach Auffassung der Bundesregierung den Aus- 
tausch verbindlicher Erklärungen über die Nicht- 
anwendung von Gewalt in den gegenseitigen Be- 
ziehungen. Ein System derartiger bilateraler Gewalt- 
verzichterklärungen würde an die Stelle von Forde- 
rungen, von welcher Seite sie auch erhoben wer- 
den, ein Klima der Entspannung setzen und nach 
unserer Überzeugung einen wesentlichen Schritt in 
die Richtung weiterer Bemühungen um die Siche- 
rung des Friedens in Europa bedeuten. Mit diesem 
System würde gewährleistet, daß alle offenen Fra- 
gen nur auf dem Weg frei ausgehandelter Regelun- 
gen gelöst werden können. Das Mittel der Drohung 
oder des Drucks zur Änderung der gegenwärtigen 
Grenzlinien oder zur Verhinderung freier Verhand- 
lungen über ungelöste Fragen wäre verbindlich 
ausgeschlossen. 

Darüber hinaus ist die Bundesregierung der 
Überzeugung, daß solche Vereinbarungen Schritte 
zur Abrüstung und Rüstungskontrolle fördern wür- 
den. 

Es ist selbstverständlich, daß auch dieser Teil 
unserer Politik der Entspannung und Friedens- 
sicherung voll mit unseren Verbündeten abgestimmt 
ist. 

Die aus der gegenwärtigen sowjetischen Politik 
zu ziehenden Konsequenzen erfordern die Erhaltung 
und Effektivität der NATO. Wir sind uns mit den 
Verbündeten darin einig, daß eine ausreichende 
militärische Stärke und politische Solidarität inner- 
halb der NATO aufrechterhalten werden muß. 

Das steht nicht im Widerspruch zu unseren Bemü- 
hungen, die militärische Konfrontation in Mittel- 
europa abzubauen. Ausreichende militärische Stärke 
ist vielmehr die Voraussetzung für sinnvolle Ab- 
rüstungsmaßnahmen einschließlich beiderseitig aus- 
gewogener Truppenverminderungen. 

Die Bundesregierung hält es für richtig, ihre Poli- 
tik der Entspannung gegenüber der Sowjetunion, 
gegenüber den ost- und südosteuropäischen Län- 
dern, und auch gegenüber dem anderen Teil 
Deutschlands, kontinuierlich und beharrlich fortzu- 
setzen. 


Frage 4 

Welche weiteren Möglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung, um die Beziehungen zu allen ost- 
europäischen Staaten zu normalisieren und da- 
mit zugleich dem Aufbau einer europäischen 
Friedensordnung zu dienen? 

Antwort 

Die Bundesregierung unterscheidet — auch einige 
osteuropäische Staaten tun dies — zwischen den 
Bemühungen um eine Formalisierung der Beziehun- 
gen und denjenigen, die einer Normalisierung die- 
nen sollen. 

Was die Formalisierung angeht, so haben wir be- 
kanntlich im Januar 1967 mit Rumänien volle diplo- 


matische Beziehungen aufgenommen, im August 
1967 die Aufnahme amtlicher Beziehungen mit der 
Tschechoslowakei vereinbart und durch die Errich- 
tung beiderseitiger offizieller Flandelsvertretungen 
verwirklicht und schließlich im Februar d. J. die vor 
zehn Jahren abgebrochenen diplomatischen Bezie- 
hungen zu Jugoslawien, das bekanntlich bündnisfrei 
ist, wieder hergestellt. 

Daß diese Schritte zur Formalisierung der Bezie- 
hungen den Prozeß der Normalisierung maßgebend 
beeinflussen und fördern, liegt auf der Fland. Am 
Beispiel unserer diplomatischen Beziehungen zu 
Rumänien, die nun fast anderthalb Jahre bestehen, 
läßt sich dies deutlich nachweisen. Sowohl die wirt- 
schaftlichen wie die kulturellen Beziehungen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und Rumä- 
nien haben einen kräftigen Aufschwung genommen, 
wie es ohne volle diplomatische Beziehungen schwer 
denkbar gewesen wäre. 

Wie im Falle Rumäniens, so würde dies — was 
uns angeht — genauso für jedes andere Land Ost- 
und Südosteuropas gelten, das sich entschließen 
würde, unser ständig gültiges Angebot zur Herstel- 
lung voller diplomatischer Beziehungen aufzugrei- 
fen. 

Bei dem Jugoslawien-Besuch des Bundesaußen- 
ministers in der vergangenen Woche ist unsere Be- 
reitschaft bekundet worden, die Wirtschaftsverhand- 
lungen wieder aufzunehmen. Die Verhandlungen 
über ein Gastarbeiterabkommen sollen im Septem- 
ber weitergeführt werden. Die Aufhebung des Sicht- 
vermerkzwanges für Touristen wurde vereinbart. 
Der kulturelle Austausch soll auf eine vertragliche 
Grundlage gestellt werden. Ein Abkommen über den 
wissenschaftlich-technischen Austausch ist vorge- 
sehen. 

Solange sich andere Länder nicht zur Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen entschließen können, 
tun wir alles, was in unseren Kräften steht, um den 
Prozeß der Verbesserung unserer tatsächlichen Be- 
ziehungen zu ihnen zu fördern. Hierzu gehört in 
erster Linie die schrittweise Öffnung der Grenzen 
für die Menschen und für den wachsenden Aus- 
tausch der wirtschaftlichen Erzeugnisse. Dazu gehört 
die Förderung des kulturellen Austauschs auf allen 
Ebenen, der wissenschaftlichen wie der künstleri- 
schen. Die Zahl der Stipendien, die von unseren In- 
stitutionen an Dozenten, Assistenten und Studenten 
aus den osteuropäischen Ländern in den vergange- 
nen anderthalb Jahren vergeben worden sind, spre- 
chen für unsere großen Bemühungen auf diesem 
Gebiet. Die Bundesregierung ist auch bemüht, die 
Schwierigkeiten, die im Handels- und Wirtschafts- 
verkehr zwischen einem Land mit freier Marktwirt- 
schaft und solchen mit einer vorwiegend staatlich 
gelenkten Wirtschaft bestehen, zu überwinden. Da- 
bei ist die Bundesregierung außerdem bemüht, die 
Intensivierung des Warenaustauschs dieser Länder 
mit dem EWG-Raum als Ganzem zu fördern. Auch 
die Möglichkeiten der technisch-wissenschaftlichen 
Zusammenarbeit, gemeinsamer industrieller Investi- 
tionen und der Kooperation auf Drittmärkten wer- 
den von der Bundesregierung laufend geprüft. 
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Frage 5 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Situation 
im Mittelmeerraum und die dort immer dring- 
licher werdenden ungelösten Fragen? 

Antwort 

Die Lage im Mittelmeerraum, der für die euro- 
päische Politik von lebenswichtiger Bedeutung ist, 
hat sich offensichtlich verschärft. Im Zusammen- 
hang mit dem — von der Bundesregierung sehr be- 
dauerten — Nahostkonflikt hat sich die Präsenz der 
Sowjetunion in einer Reihe arabischer Länder durch 
umfangreiche Militärhilfe erheblich verstärkt. Dies 
wurde besonders sichtbar durch den ständigen Auf- 
enthalt sowjetischer Flottenverbände im östlichen 
Mittelmeer. Die Sicherung und Festigung der Süd- 
flanke der NATO ist deshalb von Bedeutung und 
liegt auch im deutschen Interesse. Die Bundesregie- 
rung wird hierum gemeinsam mit ihren NATO-Part- 
nern bemüht sein. Sie wirkt aktiv dabei mit, eine 
konstruktive Politik der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft gegenüber den Ländern des Mittel- 
meerraumes zu entwickeln. 

Auch der Mittelmeerraum muß in das Konzept der 
europäischen Entspannungs- und Friedenspolitik 
einbezogen sein. Fortschritte dieser Politik werden 
auch hier Spannungen mildern können. Doch wird 
ein solcher Prozeß in diesem Raum auf größere Hin- 
dernisse stoßen, weil regionale Konfliktstoffe nicht 
auf den Ost- West-Gegensatz zurückzuführen sind 
und durch eine Ost-West-Entspannung nur mittelbar 
beeinflußt würden. Die Bundesregierung beurteilt 
auch deshalb die künftige Entwicklung im Mittel- 
meerraum mit einiger Sorge. Soweit es in ihrer 
Macht liegt, wird sie jeden Beitrag zum Abbau der 
Spannungen leisten. 


Frage 6 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß der 
Zusammenschluß der Länder im freien Teil 
Europas für diesen eine Existenzfrage ist? Ist 
die Bundesregierung bereit, neue Vorschläge 
zu entwickeln, die geeignet sind, die Stagnation 
der europäischen Einigungsbestrebungen zu 
überwinden? Entsprechen im Rahmen des Ge- 
meinsamen Marktes Leistungen und Gegen- 
leistungen einander und welche Vorteile haben 
sich politisch und wirtschaftlich für die Bundes- 
republik ergeben? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat nie einen Zweifel daran 
gelassen, daß die wirtschaftliche und politische Eini- 
gung der Länder West-Europas eines ihrer Haupt- 
ziele auf dem Wege zu einer gesamteuropäischen 
Friedensordnung bildet. Hier handelt es sich in der 
Tat um eine Frage von vitaler Bedeutung. 

Das Gewicht der Supermächte macht es zwingend 
notwendig, daß die europäischen Völker und Staa- 


j ten ihre Kräfte verbinden. Nur so kann Europa 
I seiner Stimme Gewicht verleihen und eigene Inter- 
I essen wirksam vertreten. Nur so vermag Europa 
I den Beitrag für die Welt von morgen zu leisten, der 
I von ihm gemäß den Fähigkeiten und Leistungen 
■ seiner Völker erwartet wird und der seiner ge- 
I schichtlichen Bedeutung entspricht. 

Die modernen, in die Zukunft weisenden Entwick- 
lungen in Wissenschaft und Technik erfordern eine 
breite und starke Basis von Forschungsstätten, in- 
dustrieller Kapazität und Kapital. Der enge national- 
staatliche Bereich der einzelnen europäischen Län- 
der reicht hierfür nicht aus. Nicht einmal der Rah- 
men der Europäischen Gemeinschaften der Sechs 
kann genügen. 

Wir wissen, daß das Verhältnis der wirtschaftlich 
fortgeschrittenen Staaten zu den Entwicklungslän- 
dern wachsende Anforderungen an uns stellt. Es ist 
sicher, daß ein geeintes Europa mehr leisten könnte, 
um den Abstand zwischen entwickelten und Ent- 
wicklungsländern zu vermindern. Auch diese Auf- 
gabe ist von den europäischen Staaten nicht einzeln 
zu bewältigen; sie muß, und zwar gemeinsam, gelöst 
werden, wenn die Kluft zwischen arm und reich 
nicht Ausmaße annnehmen soll, die auch für Europa 
bedrohlich wären. 

Ein großer Abstand besteht noch zwischen den 
Zielen und dem Erreichten. Wohl hat das vergan- 
gene vlahrzehnt auf wirtschaftlichem Gebiet bedeut- 
same, ermutigende Erfolge gebracht. Die Dynamik 
der Gemeinschaften, in erster Linie der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, und die von ihr ausgeübte 
Anziehungskraft, manifestierte sich auch in den Bei- 
trittsgesuchen Großbritanniens und anderer Länder 
sowie in den Anträgen weiterer Staaten, in ein 
engeres Verhältnis zur EWG zu treten. 

Doch kann niemand sich der Erkenntnis verschlie- 
ßen, daß die Erweiterung der Gemeinschaften gegen- 
wärtig stagniert. Die Bundesregierung bedauert dies. 
Sie hat eine Reihe von Vorschlägen gemacht, wie 
diese Stagnation überwunden werden könnte. Sie 
erinnert an die sorgfältig abgewogenen Vorschläge, 
die sie für ein zwischenzeitliches Arrangement zwi- 
schen der EWG und Großbritannien sowie den an- 
deren beitrittswilligen Ländern unterbreitet hat. 

In einigen Ländern der Sechs stehen Regierungs- 
neubildungen bevor. Sobald diese vollzogen sein 
werden, können die Verhandlungen weitergeführt 
werden. Die Bundesregierung wird jede weiter- 
führende Initiative mit Nachdruck unterstützen und 
ihren eigenen Beitrag leisten. Sie wird nach Kräften 
bemüht sein, sowohl die Erweiterung der Gemein- 
schaften und ihre Außenbeziehungen zu fördern als 
auch ihren inneren Ausbau voranzutreiben. 

Die Frage, ob im Rahmen des Gemeinsamen 
Marktes Leistungen und Gegenleistungen einander 
entsprechen ist nicht nur eine Frage wirtschaftlicher 
Daten. Dies gilt auch für die assoziierten Länder. 
Der Bundesrepublik hat die europäische Einigung 
dennoch wesentliche Vorteile, auch wirtschaftlich 
gebracht. Seit Bestehen der EWG nahmen unsere 
Ausfuhren in die übrigen Mitgliedstaaten um 240 
ZU; unser Export in die Nicht-EWG-Staaten stieg 


6 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/3016 


dagegen um etwas über lOO'Vo. Die innergemein- 
schaftlichen Ausfuhren Italiens stiegen um 450 Vo, 
Frankreichs um über 300 'Vo, der Niederlande um 
200 Vo, Belgien/Luxemburg um 220 ^/o. Die geringere 
absolute Zunahme des innergemeinschaftlichen Ex- 
ports der Bundesrepublik im Vergleich zu Frank- 
reich und Italien ist einmal dadurch zu erklären, 
daß der Export der Bundesrepublik Deutschland in 
die anderen fünf EWG-Länder zu Beginn des Zeit- 
raumes, zu dem der innergemeinschaftliche Export 
laufend zunahm, einen bereits relativ hohen Stand 
hatte, und zweitens dadurch, daß im gleichen Zeit- 
raum der Export der Bundesrepublik in die nicht 
der EWG angehörenden Länder stärker zunahm als 
der Export der anderen EWG-Partner in diese Län- 
der. 

Diese Entwicklung brachte enge privatwirtschaft- 
liche Verflechtungen, eine Intensivierung des Aus- 
tausches technischer Kenntnisse, eine Verbreite- 
rung des Warenangebots und eine Steigerung des 
Lebensstandards. Gleichwohl muß die Bundesregie- 
rung, was die weitere Entwicklung des Gemein- 
samen Marktes angeht, mit allem Ernst auf folgende 
Punkte hinweisen: 

— Da die Agrarpolitik der Gemeinschaft zu untrag- 
baren finanziellen Belastungen zu führen droht, 
die eine Gefahr für den Bestand des Gemein- 
samen Marktes werden könnten, werden wir in 
absehbarer Zeit vor der Aufgabe einer Revision 
dieser Agrarpolitik stehen. 

— Die Verteilung der Lasten ist — hauptsächlich 
im Bereich der Agrarpolitik, aber auch bezüglich | 
des Investitionsfonds für die assoziierten Län- 
der — bisher zu einseitig zu unseren Ungunsten 
erfolgt. Das kann, wenn man von den Grund- 
sätzen des gemeinschaftlichen Denkens ausgeht, 
kein Dauerzustand sein. 

— Wir werden uns innerhalb der Gemeinschaft 
weiterhin für eine weltoffene Handelspolitik mit 
den Entwicklungsländern und den osteuropäi- 
schen Staaten einsetzen und hoffen, daß unser 
Drängen auf eine solche Politik künftig stärkere 
Berücksichtigung findet. 

Die Abwägung von Vor- und Nachteilen kann 
nicht nur auf einen einzigen Zeitpunkt bezogen 
werden. Die Europäische Gemeinschaft ist eine 
Gründung auf lange Frist, die gerade erst im Be- 
griff steht, in ihre zweite Phase der Entwicklung, 
die Zollunion, einzutreten, und die ihre Vollendung 
in einem politischen Zusammenschluß finden soll. 
Auf diesem Wege werden Unebenheiten der bis- 
herigen Entwicklung auszugleichen sein. Dies ist ein 
dynamischer Prozeß, der gewisse Opfer in einzelnen 
Übergangsphasen rechtfertigt, solange der auf das 
schließliche Ziel der europäischen Einigung ge- 
richtete Fortschritt andauert. 


Frage 7 

Glaubt die Bundesregierung, die erwünschte 
friedliche Lösung des Vietnam-Konfliktes werde 
unmittelbare Auswirkungen auf das Verhältnis 


der beiden Weltmächte zueinander haben? 
Würde eine solche Lösung Abrüstungsgespräche 
erleichtern? Welche Folgen haben der Krieg in 
Vietnam und ein möglicher Friedensschluß für 
das Verhältnis der Vereinigten Staaten von 
Amerika zu ihren europäischen Verbündeten, 
insbesondere der Bundesrepublik Deutschland? 
Welchen Beitrag kann Europa zur politischen 
und wirtschaftlichen Stabilisierung Südostasiens 
leisten? 

Antwort 

In dieser Frage kann die Bundesregierung sich 
nur mit besonderer Zurückhaltung äußern. Nach den 
bisher gemachten Erfahrungen ist davon auszu- 
gehen, daß die in Paris mit dem Ziel einer Beendi- 
gung des Vietnam-Krieges begonnenen Verhandlun- 
gen, auch wenn sie erfolgreich sind, lange dauern 
werden. Es ist denkbar, daß sie noch nach den 
Präsidentenwahlen in den Vereinigten Staaten fort- 
dauern. Die Bundesregierung ist davon überzeugt, 
daß auch eine neue amerikanische Regierung sie 
mit der gleichen Intensität und mit dem gleichen 
Willen zum Erfolg fortsetzen wird wie die jetzige. 

Eine friedliche Lösung des Vietnam-Konfliktes 
wäre nach Meinung der Bundesregierung geeignet, 
das Verhältnis der beiden Weltmächte zu entspan- 
nen und damit auch das Klima für Abrüstungs- 
gespräche zu verbessern. Negative Auswirkungen 
für Europa befürchtet die Bundesregierung von einer 
solchen Entwicklung nicht. Sie geht vom Gegenteil 
aus. Der Friede in Vietnam liegt vor allem im all- 
gemeinen Interesse der Menschlichkeit und des 
Weltfriedens. Darüber hinaus liegt er auch im 
europäischen und im deutschen Interesse, denn eine 
Lösung des Vietnam-Konfliktes wird vermutlich an 
die Stelle des unverhältnismäßig starken Engage- 
ments der USA in Südostasien wieder ein ausge- 
wogeneres Verhältnis zwischen jenem Teil der 
Welt und Europa setzen. 

Der Beitrag Europas zur politischen und wirt- 
schaftlichen Stabilisierung Südostasiens kann nicht 
einheitlich sein. Er muß der Unterschiedlichkeit der 
politischen und historischen Bindungen einzelner 
europäischer Staaten gegenüber Süostasien Rech- 
nung tragen. 

Unsere Asienpolitik ist Teil der Bemühungen um 
Entspannung und Friedenssicherung. Der in Asien 
verbreitete Wunsch nach Frieden und Entspannung 
deckt sich mit unserer Politik. Die Bundesregierung 
ist daran interessiert, daß die Staaten dieser Region 
sich wirtschaftlich und politisch konsolidieren und 
dadurch stärker und selbständiger werden. Beson- 
dere Beachtung verdienen in Asien die Pläne, den 
Rahmen für verstärkte eigene Bemühungen durch 
regionale Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem, kul- 
turellem und sozialem Gebiet zu schaffen. 

Der deutsche Beitrag zur Stabilisierung Südost- 
asiens besteht auch darin, daß wir uns darum be- 
mühen, weltpolitischen Konfrontationen entgegen- 
zuwirken. Die Bundesregierung wird ferner alles 
vermeiden, was Spannungen verschärfen könnte. 
Sie hält daran fest, keine Waffen und sonstiges 
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Kriegsmaterial in Spannungsgebiete zu liefern, son- 
dern ausschließlich humanitäre Hilfe zu leisten. 

Wie unsere Handelspolitik ist auch unsere Ent- 
wicklungspolitik darauf gerichtet, die innere Stabili- 
tät der asiatischen Staaten und die Konsolidierung 
des asiatischen Raumes zu fördern. 


Frage 8 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Entwicklungshilfe fortgeführt, vielleicht sogar 
erweitert werden muß, obwohl eine Reihe von 
dringenden Aufgaben im eigenen Lande in der 
Zukunft erhöhte finanzielle Aufwendungen er- 
fordern? 

Antwort 

Wenn die Bundesrepublik Deutschland ihren poli- 
tischen und vor allem auch wirtschaftlichen Rang in 
der Welt halten und weiter festigen will, müssen 
innerhalb der Staatsaufgaben jene Tätigkeitsgebiete 
Vorrang haben, in denen über unsere Zukunft ent- 
schieden wird. Die Bundesregierung ist der Auffas- 
sung, daß die Entwicklungspolitik in hohem Maße 
mitentscheidet über unsere künftige Stellung als 
Partner im Konzert der Nationen und damit über 
unsere wirtschaftlichen und politischen Entfaltungs- 
möglichkeiten. Sie hat deshalb in der mittelfristigen 
Finanzplanung der Entwicklungspolitik neben an- 
deren dringenden Aufgaben eine Priorität einge- 
räumt, die auch in Zukunft gewahrt bleiben muß. 

Politisch versteht die Bundesregierung Entwick- 
lungshilfe als einen Beitrag zur Sicherung des Welt- 
friedens. Der Friede kann nicht gesichert werden, 
wenn große Teile der Welt in Armut versinken 
und sich der Abstand zwischen Industrieländern und 
Entwicklungsländern ständig vertieft. 

Im außenpolitischen Bereich geht es der Bundes- 
regierung auch darum, Regierungen und Völker der 
dritten Welt in ihren positiven Erwartungen uns 
gegenüber zu bestärken. Es gilt, das Vertrauen der 
Entwicklungsländer, ihr Verständnis und ihre Unter- 
stützung für unsere eigenen vitalen Interessen zu 
gewinnen und zu pflegen. Die Grundlage hierfür ist 
das gegenseitige Verständnis für die elementaren 
Probleme des Partners. Die Erfahrung hat gezeigt, 
daß wir bei unseren Partnern in der dritten Welt 
auch in kritischen Momenten Verständnis für unsere 
Probleme und Ziele gefunden haben. 

Entwicklungshilfe hat in den vergangenen Jahren 
das Bild entscheidend mitgeprägt, nach dem wir in 
der Welt beurteilt werden. Die Bundesrepublik 
Deutschland kann sich aus dem Kreis der Geber- 
länder nicht zurückziehen oder auch nur in ihren 
Leistlingen zurückfallen, ohne ihre internationale 
Position zu gefährden. Wir folgen unseren inter- 
nationalen Verpflichtungen und leisten einen jähr- 
lich mit unserem Sozialprodukt wachsenden Anteil 
für die Aufgaben der Entwicklungshilfe. 

Auf der letzten Welthandelskonferenz, die im 
März in New-Delhi zu Ende ging, haben die In- 


j dustrieländer zugesagt, dem Ziel, dafür 1 Vo des 
Bruttosozialproduktes — statt wie bisher des Volks- 
einkommens — zur Verfügung zu stellen, in den 
i nächsten Jahren näherzukommen. Wenn auch 
: weiterhin etwa die Hälfte der Leistungen für Ent- 
: Wicklungshilfe aus privatwirtschaftlichen Quellen 
I (Privatinvestitionen, private Exportkredite) kommen 
. wird, so müssen doch auch aus öffentlichen Mitteln 
! jährlich steigende Beträge bereitgestellt werden. 


Frage 9 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Behaup- 
tung, daß die völkerrechtliche Anerkennung 
der Ostberliner Regierung dazu beitrüge, dem 
Ziel einer europäischen Friedensordnung näher- 
zukommen? Welche Konsequenzen können sich 
' für die deutsche Nation, für die Bundesrepublik 
' und die Position Berlins aus einer etwaigen 
I völkerrechtlichen Anerkennung Ostberlins er- 

: geben? 

1 

I Antwort 

Die Frage berührt einen der Kernpunkte der 
Politik der Bundesregierung. 

In einem schien die Regierung in Ostberlin bisher 
mit uns und dem ganzen deutschen Volk einig zu 
j sein: daß wir trotz der künstlichen Teilung eine 
I Nation sind und bleiben. Jedenfalls hat das die 
j Führungsspitze in Ostberlin immer wieder erklärt; 

sie hat damit dem elementaren Empfinden auch der 
; Bevölkerung in Mitteldeutschland und dem unge- 
' brochenen Willen des deutschen Volkes zur Wah- 
rung des Bestandes der Nation Rechnung zu tragen 
versucht. Auch durch die Einführung des Paß- und 
Visumzwanges für Reisen von Deutschen nach 
' Deutschland und nach Berlin kann sie am elemen- 
I taren Bewußtsein von der Zusammengehörigkeit 
I der Deutschen in einer Nation nichts ändern, so 
wenig wie durch Mauer und Todesstreifen. Die 

■ Absurdität der Lage im geteilten Deutschland wird 
' erneut deutlich gemacht durch die widersinnigen 
I und rechtswidrigen Maßnahmen Ostberlins in einer 

Zeit, in der wir im Begriff sind, die Grenzen zwi- 
schen uns und den sozialistischen Ländern in Ost- 
und Südosteuropa für die Menschen verschiedener 
Völker vollständig zu öffnen. Bald werden Bürger 
Jugoslawiens, Rumäniens und anderer osteuro- 
päischer Länder ohne Visum nach Deutschland rei- 
sen können und Deutsche ohne Visum in diese Län- 
der. Aber wenn Deutsche in den östlichen Teil ihres 
eigenen Landes oder nach Berlin reisen wollen, 
werden sie nun Paß und Visum brauchen und Weg- 
zölle zahlen müssen wie im Mittelalter. Und wenn 
I Deutsche aus Thüringen, Sachsen oder Mecklenburg 
j an den Rhein — oder auch nur in den Harz — fah- 
j ren wollen, brauchen sie dazu ein Ausreisevisum 

■ ihres sogenannten Staates, und der schreibt ihnen 
dazu noch vor, wie lange sie sich aus seinem Macht- 
bereich entfernen dürfen. — So ist die Lage in 
Deutschland! Neue und tiefere Gräben werden gezo- 

i gen zwischen seinen beiden Teilen zu einer Zeit, 
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in der sich die Völker und 'Regierungen in Ost- und 
Westeuropa daran gemacht haben, endlich die Grä- 
ben zwischen den beiden Hälften Europas zuzu- 
schütten. 

Niemand kann nun noch daran zweifeln, daß eine 
völkerrechtliche Anerkennung der „DDR" die Nation 
noch tiefer spalten würde, als es schon heute der 
Fall ist. Dies würde nicht der Entspannung dienen; 
dies wäre also auch für die erstrebte europäische 
Friedensordnung ein Hindernis. 

Es gibt viele Gründe gegen eine völkerrechtliche 
Anerkennung. Sie sind oft genug aufgezählt wor- 
den. Die Bundesregierung stellt noch einmal fest: 
sie lehnt die völkerrechtliche Anerkennung der 
„DDR" ab und sie ist überzeugt, daß sie in dieser 
Haltung von allen Fraktionen des Deutschen Bun- 
destages unterstützt wird. 

Die Bundesregierung hat es nicht bei einer blo- 
ßen Negation bewenden lassen. Sie hat seit ihrem 
Bestehen eine konstruktive Haltung gegenüber dem 
anderen Teil Deutschlands eingenommen. Sie tat es j 
in der Erkenntnis, daß die Existenz des Systems, | 
unter dem 17 Millionen unserer Landsleute leben, j 
und die Verantwortung, die wir für Deutschland als 
Ganzes empfinden und als von der Verfassung auf- 
erlegte Pflicht kennen, es in gleicher Weise erfor- 
dern. Deshalb hieß es in der Regierungserklärung 
vom 13. Dezember 1966: „Wir wollen, soviel an uns 
liegt, verhindern, daß die beiden Teile unseres 
Volkes sich während der Trennung auseinander- 
leben. Wir wollen entkrampfen und nicht verhärten, 


I Gräben überwinden und nicht vertiefen. Deshalb 
j wollen wir die menschlichen, wirtschaftlichen und 
I geistigen Beziehungen mit unseren Landsleuten im 
I anderen Teil Deutschlands mit allen Kräften för- 
I dem. Wo dazu die Aufnahme von Kontakten zwi- 
schen Behörden der Bundesrepublik und solchen 
im anderen Teil Deutschlands notwendig ist, bedeu- 
tet dies keine Anerkennung eines zweiten deut- 
I sehen Staates." 

Aus diesem Grunde hat der Bundeskanzler Briefe 
des Herrn Stoph beantwortet. Aus diesem Grunde 
sind wir zu Gesprächen und Verhandlungen bereit. 
Aus diesem Grunde haben wir der Sowjetunion 
gegenüber erklärt, daß wir auch mit dem anderen 
Teil Deutschlands über einen Gewaltverzicht zu 
sprechen gewillt sind. Bei all dem haben wir die 
Einschränkung gemacht, und dabei bleibt es: der 
andere Teil Deutschlands ist für uns kein Ausland. 
Das heißt, Vereinbarungen zwischen der Bundes- 
regierung und der „DDR" dürfen nicht zur völker- 
rechtlichen Anerkennung führen. Selbstverständlich 
müssen sie aber genauso verbindlich sein. 

Daraus ergibt sich, daß es ein weites Feld von 
Möglichkeiten gibt, auch zwischen den beiden Tei- 
len Deutschlands zu Schritten der Entspannung zu 
kommen und das Leben der Menschen zu erleich- 
tern. Die Realisierung dieser Möglichkeiten hängt 
von einer einzigen Frage ab: ob man in Ostberlin 
auf der Position des Alles-oder-Nichts beharren will. 
Im übrigen gibt es z. Z. keine Anzeichen dafür, daß 
i andere nicht-kommunistische Staaten eine völker- 
I rechtliche Anerkennung der „DDR" erwägen. 
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